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Niederschrift 
über den öffentlichen Teil der Sitzung des Ausschusses für Natur- und 

Umweltschutz 
von Donnerstag, 06.05.2021, 

im großen Sitzungssaal des Landratsamtes Miltenberg 
 

Beginn der Sitzung:   14:00 Uhr 
Ende der Sitzung:  16:24 Uhr 

 

 

Den Vorsitz führte Herr Landrat Jens Marco Scherf. 
 
Für den in der Zeit von 16:29 Uhr bis 16:35 Uhr stattgefundenen nichtöffentlichen Teil 
dieser Sitzung wurde eine gesonderte Niederschrift gefertigt. 
 
Anwesend waren: 

Ausschussmitglieder 

Herr Werner Billmaier  
Herr Dr. Hans Jürgen Fahn  
Herr Andreas Fath-Halbig  
Herr Thomas Grün  
Herr Gerhard Rüth  
Frau Monika Schuck  
Frau Lisa Steger  
Herr Matthias Ullmer  
Frau Ruth Weitz  
Herr Frank Zimmermann  

Stellv. Ausschussmitglieder 

Frau Sabine Stellrecht-Schmidt Vertretung für Frau Dr. Nina Schüßler 

 
 
Entschuldigt gefehlt haben: 

Ausschussmitglieder 

Herr Boris Großkinsky  
Frau Dr. Nina Schüßler  

 
 

Von der Verwaltung haben teilgenommen: 

Herr Feil, Leiter Abt. 1 juristische Sitzungsbegleitung 
Frau Groll, Leiterin SG 42 Zu TOP 1 
Frau Heim, Leiterin SG 11 Zu TOP 3 und nö 1 
Frau Seidel, Leiterin UB 1  
Frau Speth, Leiterin SG 41 Zu TOP 2 
Frau Zipf-Heim, B 1.1 Schriftführerin 

 

Ferner haben teilgenommen: 

Frau Engels, Bundesamt für Naturschutz – Ge-
schäftsstelle des deutschen Nationalkomitees des 
UNESCO MAB-Programms 

Zu TOP 1 
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Tagesordnung: 
 

 1   Machbarkeitsstudie zur Untersuchung eines UNESCO-Biosphärenreservats im Spessart - 
Information und Beschlussfassung 

   
 2   Information: Aktueller Sachstand Atom-Endlagersuche 

   
 3   Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht öffentlicher Sitzung 

   
 4   Anfragen 
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Tagesordnungspunkt 1: 
Machbarkeitsstudie zur Untersuchung eines UNESCO-Biosphärenreservats im Spess-
art - Information und Beschlussfassung 
 
Landrat Scherf begrüßt Frau Engels vom Bundesamt für Naturschutz — Geschäftsstelle 
des MAB-Nationalkomitees, die per WebEx zugeschaltet ist. Er führt aus, dass zuletzt am 
12.10.2020 im Ausschuss über die öffentlich diskutierte Projektidee berichtet wurde, in den 
Grenzen des Naturparks Spessart bzw. des Landschaftsschutzgebiets ein Biosphärenreser-
vat zu entwickeln. Dieser Ansatz findet seitens der vier bayerischen Gebietskörperschaften 
grundsätzlich Interesse, da das Biosphärenreservat als UNESCO-Projekt den Schwerpunkt 
des verträglichen, verantwortungsvollen und nachhaltig positiven Miteinander von Mensch 
und Natur hat: „Mensch und Natur in einer Einheit“. Mit den Biosphärenreservaten versucht 
die Unesco weltweit in Modellregionen ein nachhaltiges Wirtschaften und ein nachhaltiges 
Miteinander des Menschen in der Natur und von ihm geprägten Kulturlandschaft zu etablie-
ren. 
 
Diese potentiell positive Grundeinschätzung wurde vom Ausschuss für Natur- und Umwelt-
schutz geteilt und um die länderübergreifende Perspektive ergänzt. 
 
Trotz der pandemiebedingten Erschwernis Gespräche zu führen hat sich den Winter und das 
Frühjahr über die Projektidee verfestigt. Neben zahlreichen meist virtuellen Einzelgesprä-
chen der Landräte und der Landrätin mit Gemeinden, Einzelpersönlichkeiten sowie Verbän-
den fand ein virtueller Austausch der drei Landkreise, der Stadt Aschaffenburg mit den UNB 
gemeinsam mit Regierung von Unterfranken mit Landrat Thomas Habermann (Landkreis 
Rhön-Grabfeld, Biosphärenreservat Rhön, Mitglied des nationalen Unesco-Begleitgremiums) 
statt.  
 
Das Procedere hinsichtlich Machbarkeitsstudie zur Schaffung eines Biosphärenreservates 
als Grundlage für den weiteren Informations- und Meinungsbildungsprozess in der Region 
wurde mit Landrätin Sitter (Landkreis Main Spessart), Landrat Dr. Legler (Landkreis Aschaf-
fenburg) und Oberbürgermeister Herzing (Stadt Aschaffenburg) abgestimmt. Im Juli 2021 
soll die Machbarkeitsstudie über die jeweils zuständigen Gremien auf den Weg gebracht 
werden. Es wurden bereits mit zahlreichen Interessenverbänden Gespräche geführt, nur die 
Vereinigungen „Wir im Spessart" und „Freunde des Spessarts", sowie die Jägerschaft und 
die Imker stehen noch aus. Die Ergebnisse aller Gespräche sowie deren Fragestellungen 
und Hinweise sollen in die Machbarkeitsstudie einfließen. Alle Akteur*innen werden zum Ab-
schluss der Gesprächsrunden gebeten, soweit noch nicht erfolgt, ihre Anregungen, Wün-
sche, Bedenken und Ideen schriftlich einzureichen. Dieses Angebot gilt grundsätzlich. 
 
Gemeinsam mit Bürgermeister*innen aus dem Landkreis Miltenberg ist eine Informations-
fahrt ins Biosphärenreservat Rhön anbieten. Die Fahrt war ursprünglich für den 30.04.2021 
geplant und musste wegen der Entwicklung des Infektionsgeschehens verlegt werden. 
 
Anschließend berichtet Geschäftsführerin Frau Engels, Bundesamt für Naturschutz, MAB 
("Man and the Biosphere" - "Der Mensch und die Biosphäre")-Geschäftsstelle mit einer Prä-
sentation über das Konzept der Unesco für Biosphärenreservate in Deutschland. Im Einzel-
nen werden folgende Punkte näher erläutert: 
 

• Begriffsdefinition 
• Funktion eines Biosphärenreservats 
• Übersicht der Biosphärenreservate in Deutschland 
• Voraussetzungen und Kriterien 
• Zonierung und Größe 
• Entwicklungsfunktion 
• Wie man ein Biosphärenreservat wird 
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Für weitere Informationen dient die Broschüre „Der Mensch und die Biosphäre (MAB). 
 
Kreisrat Rüth fragt, was der Mehrwert eines Biosphärenreservats sei, da diese Ziele bereits 
von verschiedenen Einrichtungen und Institutionen in der Region abgewickelt würden. Er 
nennt als Beispiele die Initiative Bayerischer Untermain, das Archäologische Spessartprojekt, 
Leader in Eler sowie die Energieagentur. 
Zur hauptamtlichen Verwaltungsstruktur möchte er wissen, wie diese aufgebaut sei und wel-
che Manpower veranschlagt werde. 
Frau Engels antwortet, dass ein Biosphärenreservat diese verschiedenen Kompetenzen 
miteinander verknüpfen und bündeln und somit aus vielen Dingen ein Großes machen kön-
ne. 
Es gebe sehr unterschiedlich ausgestaltete Biosphärenreservat-Verwaltungen. Was man in 
der Region mache, müsse die Region auch für sich selbst bestimmen. 
Landrat Scherf ergänzt, dass er mit den beteiligten Kolleg*innen bereits darüber gespro-
chen habe, die Verwaltung eventuell aus der Geschäftsstelle des Naturpark Spessart heraus 
zu entwickeln, womit man auch die Schnittstelle Richtung Tourismus nutzen könne. 
 
Auf Nachfrage von Kreisrat Billmaier erläutert Frau Engels, dass die Kernzone prinzipiell 
aus verschiedenen Teilen bestehen könne, aber eine Mindestgröße von je 50 ha aufweisen 
müssten. 
Landrat Scherf ergänzt, dass es am Ende kein Flickenteppich sein könne, sondern dass 
man sinnvolle Bereiche finden müsse. Diese Festlegung sei Aufgabe der Region und müsse 
genau wie der Aspekt der Holzrechte genau untersucht werden.  
 
Landrat Scherf und Frau Groll gehen auf den Fragenkatalog ein, den Monika Schuck und 
Matthias Ullmer gemeinsam zum TOP Biosphärenreservat (BSR) Spessart eingereicht ha-
ben. 
 

1. Können die Vertreter der Gebietskörperschaften (Landrätin /-räte bzw. Oberbürger-

meister AB) oder auch die Verfasser einer „Machbarkeitsstudie BSR Spessart“ für die 

Zukunft rechtsverbindliche Zusagen treffen, die auch nach der Errichtung einer BSR-

Verwaltung Bestand haben? 

Ja! Die Ausgestaltung eines Biosphärenreservats wird mit dem Antrag auf Anerken-

nung durch die UNESCO formuliert. Der Antrag auf Anerkennung muss von allen ge-

bietlich betroffenen Bürgermeistern und Landräten mit unterschrieben werden. Dies 

setzt zustimmende Beschlüsse der Stadt- und Gemeinderäte sowie der Kreistage vo-

raus. Insofern sind spätere Überraschung ausgeschlossen. Evtl. spätere Änderungen 

werden in Bayern zudem nicht ohne die Zustimmung der Kreistage erfolgen. 

2. Können die Kernzonen eines BSR zukünftig erweitert werden? 

Die Kernzonen werden vor der Anerkennung eines Biosphärenreservats ausgewählt 

und festgelegt. Der Nachweis der 3% Kernzonen im Antrag ist Bedingung für die Wei-

terleitung an die UNESCO. Eine Erweiterung der Kernzonen kommt nur in Frage, 

wenn das BR selbst nachträglich vergrößert werden sollte. 

3. Gilt in den Kernzonen ein Betretungsverbot für Nutzflächen? 

In Kernzonen gibt es keine Nutzflächen. Kernzonen dienen ausschließlich der natürli-

chen Entwicklung (Prozessschutz) und, soweit nicht störend, der Bildung für Nachhal-

tige Entwicklung. Es kann also in beschränktem Umfang durchaus markierte Wan-

derwege in Kernzonen geben. Wandern habe die besondere Rücksichtnahme auf die 

Natur zum Inhalt. Im Spessart gebe es besondere, sehr hoch qualifizierte Wander-

wege. Die müssen in der Kernzone weiterhin Bestand haben. 

 

 



Ausschuss für Natur- und Umweltschutz Sitzung vom 06.05.2021 

 

  

Seite 5 von 10 
 

  

 

4. Muss die Kernzone großflächig und zusammenhängend sein? 

Kernzonen sollen nach Möglichkeit großflächig ausgewiesen werden; 50 ha sollen 

nicht unterschritten werden. 

5. Können die Pflege- und Entwicklungszonen zukünftig erweitert werden? 

Die Zonierung wird für die Anerkennung eines Biosphärenreservats ausgearbeitet 

und festgelegt. Spätere Änderungen sind zwar nicht vorgesehen, eine Vergrößerung 

der Pflegezone zulasten der Entwicklungszone ist jedoch möglich.  

Hat die Verwaltung der BSR eine höhere Entscheidungskompetenz bei Planungs- 

und Genehmigungsfragen als die Kommune? 

Nein 

a. Kann die Verwaltung eines BSR Entscheidungen treffen, die die Gebietskör-

perschaften auf Ihrer Fläche in ihrer Planungshoheit beschneiden (z. B. Aus-

weisung Neubau-, Gewerbegebiete, Bauleitplanung bis hin zu Regelungen 

der Straßenbeleuchtung einzelner Gemeinden (siehe Sternenpark im BSR 

Rhön)? Nein 

b. Können die Kommunen und Zweckverbände auf Dauer ihre Funktionen der 

Daseinsvorsorge erfüllen? 

Ja 

i.  Können die bestehenden Trinkwassergewinnungs- und Versorgungs-

anlagen auf Dauer in der Kern-, Pflegezone und Entwicklungszone be-

trieben werden? 

Ja 

ii. Können in der Kern- Pflege und Entwicklungszone neue Trinkwasser-

gewinnungs- und Versorgungsanlagen errichtet werden? 

Ja, in der Pflege- und Entwicklungszone; in Kernzonen im Einzelfall 

nur mit Befreiung durch die Regierung von Unterfranken. 

6. Flächennutzung in der Pflege- und Entwicklungszone: 

a. Gelten mit der Errichtung eines BSR neue Auflagen, die die Flächennutzung 

(land- und forstwirtschaftlich) einschränken? 

Nein. 

b. Kann die Verwaltung eines BSR in Zukunft neue Regelungen / Auflagen zur 

Flächennutzung erlassen (wie in der Rhön geschehen)? 

Nein. Das ist auch in der Rhön nicht geschehen. 

7. Besteht keine rechtliche Möglichkeit Eigentumsflächen aus einem geplanten BSR 

herauszunehmen? 

Es gibt keine Einschränkungen des Eigentums gegen den Willen des Eigentümers 

und somit besteht auch kein Erfordernis für eine derartige Herausnahme. 

8. Durch die Ausweisung von Prozessschutzflächen (Kernzonen) auf rechtsbelasteten 

Waldflächen werden die Spessartforstrechte beschränkt. Können diese Flächen d. i. 

weit über 10.000 ha rechtsverbindlich von einer Kernzone heute schon ausgeschlos-

sen werden? 

Zum jetzigen Zeitpunkt gibt es keine Vorfestlegungen für die Abgrenzung der Kern-

zonen. Eine einvernehmliche Regelung mit den Rechteinhabern müsste im Vorgriff 

auf die Ausweisung der Kernzonen gefunden werden. Im Zweifelsfall ließen sich die 

erforderlichen Kernzonen aufgrund der Größe des Spessarts aber sicherlich auch 

ohne die Beanspruchung von Waldflächen mit Forstrechten ausweisen.  

9. Gilt in der Kernzone ein Wildtiermanagement ohne Jagd in klassischen Revier- bzw. 

Pirschbezirken? 

In den Kernzonen erfolgt die Jagd als Wildtiermanagement weiterhin. 
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Darüber hinaus sollte den Ausschussmitgliedern mitgeteilt werden:  

 Wie hoch die Kosten der geplanten Machbarkeitsstudie in etwa sein werden? 

 Sind diese Kosten im Haushalt des Landkreises Mil bereits berücksichtigt worden? 

Aufgrund der Erfahrungen bayerischer Landkreise und des Staatsministeriums für 

Umwelt geht die Verwaltung von einer möglichen Kostenspanne zwischen 100.000€ 

bis 200.000€ aus. Entscheidend ist die Komplexität der Fragestellung. 

 

Eine Förderung durch das Staatsministerium ist in Aussicht gestellt, die Verwaltung 

strebt eine mindestens hälftige Förderung an. Die verbleibenden Kosten für die 

Machbarkeitsstudie werden von den vier bayerischen Gebietskörperschaften ge-

meinsam getragen, somit ist von einer Kostenbeteiligung des Landkreises Miltenberg 

in einer Größenordnung von 12.500€ bis 25.000€ auszugehen. 

 

Nachdem im Gremium nochmals angesprochen wird, welche Beschränkungen durch das 

Biosphärenreservat den Kommunen, der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft oder den Eigen-

tümern drohe, erklärt Frau Engels erklärt, dass sich Beschränkungen nur aus gesetzlichen 

Regelungen ergeben könnten. Das BR enthalte keine Verbote und Gebote. In Bezug auf 

das BR gebe es keinen gesetzlich geregelten Zielkatalog, sondern sie habe in ihrer Präsen-

tation Themenbereiche genannt, mit denen sich die Akteure auseinandersetzen könnten. Die 

Themen seien regionsspezifisch. Es werde ein Rahmenkonzept geben, das die Akteure der 

Region gemeinsam entwickeln. Dabei würde aufgegriffen werden, welche Themen gemein-

schaftlich in der Region angegangen werden wollten, welche Themen wichtig seien und wel-

che Themen man als Region für die nächsten 10 Jahre in den Vordergrund stellen wolle. 

Das alles greife nicht in das individuelle Wirtschaften eines Handwerkbetriebs, eines Land-

wirtschaftsbetriebs, eines Gewerbetreibenden oder in die Planungshoheit einer Kommune 

ein. Das Ziel sei, dass die Bürger*innen, die dort leben und arbeiten, im Rahmenkonzept 

mitmachen und aus diesem Projekt für sich Vorteile rausziehen. Landrat Scherf betont, 

dass sämtliche baurechtlichen genehmigungsrechtlichen Aspekte wie Gebäudeerweiterung, 

Flächennutzungsplan, Baugebiet, Gewerbegebiet, sich nicht aus dem Status eines BR erge-

ben würden, sondern aus bestehenden schutzrechtlichen Regelungen wie z.B. den Verord-

nungen eines Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebietes. Diese aus Sicht der Gemein-

den gegebenen Problematiken werde es weiterhin geben, aber nicht seitens des BR. 

 

Kreisrat Rüth fragt nach der Schnittstelle zwischen Regionalem Planungsverband und dem 

BR. Frau Engels erwidert, dass es im Antragsformular der UNESCO die Frage gebe, wie die 

Regionalplanung, die dann verantwortlicher Planer ist, die Idee Biosphärenreservat auf-

nimmt. Heißt, dass nicht das BR die Leitplanken vorgebe, sondern dass die Regionalplanung 

ein Teil der Umsetzung sei. Landrat Scherf ergänzt, dass sich die Region ihre Ziele setze, 

die Akteur*innen unter der Projektdecke des BR noch enger zusammenarbeiten und Ziele 

entwickeln würden, die am Ende in der Regionalplanung mit abgebildet werden müssten. 

 

Kreisrat Ullmer bedankt sich für die Beantwortung der Fragen und stellt klar, dass niemand 

gegen ein BR sei, die Fraktionen offene Fragen aber abgeklärt haben wollte. 

Er bittet darum, sich die Zeit zu nehmen, in die betroffenen Ortschaften zu gehen und die 

Bürger*innen mitzunehmen. Man solle explizit erst die Diskussion zulassen und dann erst 

beschließen. Landrat Scherf antwortet, dass die drei Landräte und der Oberbürgermeister 

versuchen würden, diesen Diskussionsprozess unter den erschwerten Bedingungen der 

Pandemie zu strukturieren, eine Machbarkeitsstudie solle die notwendigen Informationen für 

den Informations- und Entscheidungsprozess bereitstellen. 

Er bedankt sich ganz herzlich bei den Bürgermeister*innen, die mit dazu beitragen würden, 

dass vor Ort nicht die Emotionen hochkochten und gedacht werde, dass es um einen Natio-
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nalpark II gehe. Das BR sei etwas komplett anderes, und das zu verdeutlichen sehr wichtig. 

Der große Fehler bei der Nationalparkdiskussion sei gewesen, dass die Diskussion von au-

ßen gekommen sei. Der große Unterschied sei, dass die Region jetzt selbst bestimme. 

Da die Bürgermeister*innen am ehesten draußen vor Ort mit den Menschen reden müssten, 

finde auch die Fahrt mit den Bürgermeister*innen in das BR Rhön statt. Es sei keine Eile 

geboten, die Akteur*innen hätten insgesamt enorm Tempo rausgenommen. Bereits vor ei-

nem Jahr sei das erste Mal über ein BR berichtet worden. Jetzt soll die Machbarkeitsstudie 

in Auftrag gegeben werden, damit man eine Diskussionsgrundlage habe und man im direk-

ten Austausch miteinander die konkreten Auswirkungen diskutieren könne. 

 

Für Kreisrat Rüth sei die bayerische Betrachtung nicht umfassend genug. Wenn man über 

den Naturpark Spessart rede, müsse auch der Main-Kinzig-Kreis integriert sein. Landrat 

Scherf versichert, dass die hessische Seite auf alle Fälle mitbetrachtet werde. Dies müsse 

ein Auftrag in der Machbarkeitsstudie werden und man stehe in Kontakt zum hessischen 

Main-Kinzig-Kreis und werde eine Beteiligung an der Machbarkeitsstudie erörtern.. 

 

Frau Groll spricht zum Ablauf an, dass momentan nur der Beschluss gefasst werde, ob eine 

Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben werde. Der Inhalt dieser Machbarkeitsstudie werde 

erst noch einmal festgelegt. 

 

Kreisrat Dr. Fahn befürwortet die Machbarkeitsstudie. Es sei wichtig, dass die Ergebnisof-

fenheit gegeben sein müsse. Die Nationalparkdiskussion sei deshalb gescheitert, weil es von 

„oben“ vorgegeben worden sei. Dies laufe hier anders, weil die Entscheidung von unten nach 

oben getroffen werde. Das Thema Nationalpark sei auch gescheitert, weil man beim Thema 

Holzrechte nicht zusammengekommen sei. Die Holzrechte müssten weiterhin gelten und 

konkret in der Machbarkeitsstudie aufgeführt werden. Wichtig sei auch noch, die Interessen 

der Landwirtschaft mit einzubeziehen. Ihm wäre noch wichtig, dass bei der Fahrt zum BR 

Rhön auch Ausschussmitglieder dabei sein könnten. Landrat Scherf antwortet, dass es für 

ihn vor dem Hintergrund der Beschränkungen durch die Pandemie aktuell Priorität habe, die 

erste Fahrt in die Rhön mit den Bürgermeister*innen zu unternehmen, da diese vor Ort mit 

den Bürger*innen diskutieren müssten. Eine weitere Fahrt mit Ausschussmitgliedern sei na-

türlich möglich und grundsätzlich angestrebt. 

 

Kreisrätin Schuck vertraut auf die Aussage von Landrat Scherf, alle Interessensverbände 

mit ins Boot zu nehmen, deswegen hoffe sie, dass man miteinander etwas auf die Beine 

stelle. Sie betont, wie wichtig die landwirtschaftlichen Betriebe seien. Der Bauernverband 

stehe dem Ganzen ergebnisoffen gegenüber. Landrat Scherfs betont er sei der Überzeu-

gung, dass der Naturschutz in der Region, besonders die Freihaltung der artenreichen Wie-

senflächen nur mit der Landwirtschaft möglich sei. Er sei stolz auf die Produkte der heimi-

schen Landwirtschaft, die mit Lebensqualität und Zukunft bedeuteten. Das BR müsse eine 

Chance, keine Beschränkung sein. Eine sehr gute Voraussetzung dafür ist die Ergebnisof-

fenheit aller Verbände und Akteur*innen. 

 

Kreisrat Ullmer bittet, dem Ausschuss bei Gelegenheit eine Aufteilung der Waldflächen in 

staatlich, kommunal und privat vorzulegen. Landrat Scherf wird diese Aufstellung dem Aus-

schuss zukommen lassen. 

 

Landrat Scherf fasst abschließend zusammen, die inhaltlichen Fragestellungen bei der 

Formulierung mit aufzunehmen und erneut mit dem Main-Kinzig-Kreis Kontakt aufzunehmen 

sowie die entsprechenden Informationsfahrten organisieren.  
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Der Ausschuss für Natur- und Umweltschutz nimmt die Ausführungen von Frau En-
gels, Bundesamt für Naturschutz - Geschäftsstelle des deutschen Nationalkomitees 
des UNESCO MAB-Programms, zum Biosphärenreservat wohlwollend zur Kenntnis 
und fasst den 
 
einstimmigen Beschluss, 
 
dass der Landkreis beauftragt wird, gemeinsam mit den drei anderen Gebietskörperschaften 
- Landkreis Aschaffenburg, Landkreis Main-Spessart und der Stadt Aschaffenburg - die Vo-
raussetzungen für eine Machbarkeitsstudie zur Schaffung eines Biosphärenreservates zu 
ermitteln.  
 
Dem Kreistag soll ein entsprechender Vorschlag unterbreitet werden, um gemeinsam mit 
den anderen drei Gebietskörperschaften in der Juli-Sitzung eine Machbarkeitsstudie auf den 
Weg zu bringen. 
 
 
Tagesordnungspunkt 2: 
Information: Aktueller Sachstand Atom-Endlagersuche 
 
Landrat Scherf und Frau Speth, SG 41 – Immissionsschutz, Staatliches Abfallrecht, informie-
ren zum Beteiligungsprozess an der Suche nach einem Atommüllendlager. Es wird eine 2. 
Fachkonferenz für die Öffentlichkeitsbeteiligung geben. 
 
Ende 2020 hat die Bundesgesellschaft zur Endlagerung mit 90 Teilgebieten gut die Hälfte 
der Fläche Deutschlands für grundsätzlich geologisch geeignet für ein Endlager für knapp 
30.000 Kubikmeter hochradioaktiven Abfalls erklärt. Zu den 90 Teilgebieten gehören auch 
weite Teile des Spessarts und Odenwalds und damit der Landkreis Miltenberg. Vor einer 
Festlegung von etwa einer Handvoll Standortregionen für eine detaillierte und umfassende 
Begutachtung erfolgt im Jahr 2021 eine Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger in drei 
Fachkonferenzen. An der ersten dreitägigen Fachkonferenz im Februar haben neben Land-
rat Jens Marco Scherf und dem Vorsitzenden des Bayerischen Gemeindetags Jürgen Rein-
hard weitere Bürgermeister teilgenommen. Die Möglichkeit der Beteiligung an der Fachkon-
ferenz, zum Fragen stellen und zum Hinterfragen von bisherigen Feststellungen besteht für 
jede Bürgerin und jeden Bürger ebenso wie für Vertreter*innen der Gemeinden und Städte 
und Mitglieder des Kreistags. 
 
Vom 10. bis 12. Juni 2021 findet der zweite Beratungstermin der Fachkonferenz Teilgebiete 
zur Erörterung des Berichts zu den 90 Teilgebieten der Bundesgesellschaft für Endlagerung 
(BGE) mbH statt. Die digitale Veranstaltung beginnt am Donnerstag, 10. Juni um 16:00 Uhr 
und endet am Samstag, 12. Juni um 18:00 Uhr. Eine Anmeldung ist für die Teilnahme an der 
Veranstaltung ist erforderlich und unter www.fachkonferenz-anmeldung.de möglich. Anmel-
deschluss ist der 25. Mai. Neben Vorträgen und Plenumsphasen stehen Arbeitsgruppen zu 
verschiedenen fachlichen Fragen im Mittelpunkt der Konferenz. Während des Beratungster-
mins werden auch Wahlen durchgeführt; unter anderem wird das Vorbereitungsgremium für 
die dritte und letzte Fachkonferenz gewählt.  
 
Für junge Menschen gibt es in der Vorbereitung zur Fachkonferenz noch spezielle Angebo-
te: 3 Termine in Form von Videokonferenzen werden nun für die junge Generation angebo-
ten (auch zu finden auf der Homepage der BASE: BASE - Endlagersuche - Beteiligung - 
Junge Menschen beteiligen (endlagersuche-infoplattform.de), jeweils in der Zeit von 17:00 – 
19:30 Uhr: 
 
 

https://www.fachkonferenz-anmeldung.de/
https://www.endlagersuche-infoplattform.de/webs/Endlagersuche/DE/Beteiligung/Buergerbeteiligung/Jugendbeteiligung/jugendbeteiligung_artikel.html
https://www.endlagersuche-infoplattform.de/webs/Endlagersuche/DE/Beteiligung/Buergerbeteiligung/Jugendbeteiligung/jugendbeteiligung_artikel.html
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 10. Mai: Infopaket 
 

 17. Mai: Mitmachpaket 
 

 31. Mai: Endlager Planspiel 
  
Für die Gesamtbevölkerung gibt es eine digitale Ausstellung auf der Homepage der 
BASE: www.endlagersuche-infoplattform.de.  
 
 
Die Mitglieder des Ausschusses nehmen die Ausführungen zur Kenntnis. 
 
 
Tagesordnungspunkt 3: 
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht öffentlicher Sitzung 
 
Frau Heim, SG 11 – Kommunale Abfallwirtschaft, trägt vor, dass der Ausschuss für Natur- 

und Umweltschutz in seiner nichtöffentlichen Sitzung am 04.03.2021 folgende Beschlüsse 

fasste: 

 

Müllferntransport zum Gemeinschaftskraftwerk Schweinfurt 

Vergabe der Transportleistung  

Der Ausschuss für Natur- und Umweltschutz empfahl dem Kreistag, den Auftrag für den 
Transport von Restmüll aus dem Landkreis Miltenberg zum Gemeinschaftskraftwerk 
Schweinfurt für die Zeit vom 01.06.2021 bis 31.12.2023 an die Fa. Knettenbrech & Gurdulic 
Logistik GmbH, Ferdinand-Knettenbrech-Weg 10a, 65205 Wiesbaden, zu vergeben. Der 
Empfehlungsbeschluss war Ergebnis der vorangegangenen europaweiten Ausschreibung. 
 
Beschaffung von Diesel für Kreismülldeponie Guggenberg und Müllumladestation Er-
lenbach - Vergabe der Diesellieferung 
Den Zuschlag für die Lieferung von insgesamt ca. 125.000 l Diesel zur Kreismülldeponie 
Guggenberg bzw. zur Müllumladestation Erlenbach –je nach Bedarf- erhielt für die Zeit vom 
01.04.2021 bis zum 31.03.2022 nach öffentlicher Ausschreibung Firma BayWa AG aus 
Würzburg. 
 
Stromlieferung an die Abfallwirtschaftsanlagen des Landkreises für das Jahr 2022 
Der Vertrag mit der Energieversorgung Lohr-Karlstadt und Umgebung GmbH & Co. KG vom 
29.01.2020 über den Ökostrombezug für die Abfallwirtschaftsanlagen des Landkreises Mil-
tenberg wird nicht gekündigt und verlängert sich zu gleichbleibenden Konditionen bis 
31.12.2022. 
 
 
Die Mitglieder des Ausschusses nehmen die Ausführungen zur Kenntnis. 
 
 
Tagesordnungspunkt 4: 
Anfragen 
Kreisrat Dr. Fahn stellt die folgenden Fragen zur Entsorgung der Wurfscheibenreste 
aus dem Wald in Mainbullau: 
 
Laut Pressebericht des LRA vom 29.9.20 wurden im Wald und neben der Schießanlage des 
BJV im Rahmen eines „pragmatischen Lösungsansatzes“ mit 40 Helfern und Helferinnen 
rund 4 Kubikmeter Wurfscheibenreste in Containern gesammelt und ordnungsgemäß ent-
sorgt. Dazu habe ich folgende Fragen: 

http://www.endlagersuche-infoplattform.de/
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1.Wie hoch war das Gewicht (in kg oder t) der eingesammelten (giftigen) Wurfscheibenres-
te? 
2.Wie erfolgte die Entsorgung des eingesammelten Materials (z.B. Deponierung)?  
3.Wurde für die eingesammelten PAK-Reste ein entsprechender Entsorgungsnachweis er-
stellt, der bei Vorliegen von Sondermüll notwendig ist? 
4.Wie hoch waren die entstandenen Kosten und wurden diese vollständig vom LRA Milten-
berg getragen? 
5.Werden die derzeit immer noch dort liegenden „restlichen Wurfscheibenreste“ auch noch 
entsorgt? 
6.Hat das LRA Informationen bzw. Schätzungen, wie viele kg oder t diese Restmengen um-
fassen? 
7.Wurde vom LRA eine Untersuchung auf PAK durchgeführt und wie war das Ergebnis? 
 
 
Landrat Scherf antwortet, dass bei der Beräumungsaktion am Samstag, 26.09.2020, bei 
dem sich das Landratsamt Miltenberg mit Mitarbeiterinnen und Landrat sowie Stellvertreter 
Schötterl, der Bayerische Jagdschutzverein Miltenberg e. V. und die Fürstlich Leiningensche 
Verwaltung beteiligt haben, sind insgesamt 2,16 Tonnen eines Waldboden-
Wurfscheibengemisch angefallen.  
Die Abfälle wurden vor Ort in einem Abrollcontainer der Fa. BDL Untermain GmbH, 
Bürgstadt, zur ordnungsgemäßen Beprobung zwischengelagert. Nach Vorgaben der Depo-
nieverordnung entnahm der Gutachter der Gesellschaft für Geo- und Umwelttechnik Consul-
ting mbH (GGC) am 09.10.2020 gemäß der LAGA PN 98 zwei charakterisierende Sektoren-
mischproben des Waldboden-Wurfscheibengemischs; im Ergebnis lag die PAK-Summe (im 
EPA) bei 6000 mg/kg und 1500 mg/kg. Nach Prüfung des Entsorgungsweges sowie Erstel-
lung des Entsorgungsnachweises ENIGP0097967 wurden die Abfälle am 20.01.2021 über 
die Sonderabfall-Entsorgung Bayern GmbH (GSB), Annahmestelle Aschaffenburg, allge-
meinwohlverträglich entsorgt. Für die Abfallcharakterisierung (Beprobung nach PN98 und 
Analysierung entsprechend der Deponieverordnung), die Erstellung des Entsorgungsnach-
weises, den Abfalltransport und letztendlich die Entsorgung über die GSB sind Kosten in 
Höhe von 3.003,03 Euro brutto entstanden und wurden vollständig vom Landratsamt Milten-
berg getragen. Im Vorfeld der Beräumungsaktion fanden ausführliche Prüfungen hinsichtlich 
eines möglichen Verursachers der Wurfscheiben-„Ablagerung“, die außerhalb des alten so-
wie neuen Depositionsbereichs der Wurfscheibenschießanlage des BJV Miltenberg e. V. 
liegt, statt.  
Leider erbrachten die Recherchen keinen Nachweis über den Verursacher; eine rechtliche 
Heranziehung zur Beseitigung oder zur Kostentragung war/ist damit nicht möglich.   
Eine weitere Beräumung ist derzeit nicht geplant. Ein Nachweis von schädlichen Umweltein-
wirkungen ist nicht erbracht. Bei der Beräumungsaktion wurde sehr sorgfältig von allen Be-
teiligten darauf hingewirkt, möglichst alle Wurfscheibenreste einzulesen. 
 
 
 
 gez.   gez.  
      
      
 Scherf   Zipf-Heim  
 Vorsitzender   Schriftführerin  
 


